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01 Neue Belastung für Beitragszahler 

Das Bundesarbeitsministerium hat einen Gesetzesentwurf vorgelegt, nach dem in 

der Zukunft die Rentenversicherung und die Bundesagentur für Arbeit die 

Rentenversicherungsbeiträge für solche Arbeitnehmer zahlen sollen, die “im Rahmen 

einer beruflichen Rehabilitation“ in einer Werkstatt für Behinderte anfangen. In der 

Folge hieße das, dass auf die Beitragszahler ein zusätzlicher Finanzierungsbetrag 

von 155 Millionen Euro jährlich zukäme. Dagegen wehren sich die Selbstverwaltung 

der Rentenversicherung und der Bundesarbeitsagentur heftig. Sowohl der 

Arbeitgebervertreter Alexander Gunkel als auch die DGB-Vertreterin Annelie 

Buntenbach formulierten die Ablehnung einer solchen Belastung der Beitragszahler 

in einem Brief an das Ministerium. Während der Gesetzesentwurf am 25. Mai 2011 

ins Kabinett gebracht wurde, hatte das Ministerium die Kritik bereits abgewiesen, 

denn „es handele sich um eine notwendige Klarstellung“, so eine Sprecherin des 

Ministeriums. 

(Quelle: Financial Times Deutschland vom 24. Mai 2011) 

Seitenanfang 
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02 Stellungnahme der BRH-Behindertenkommission zum Aktionsplan der 

Bundesregierung 

Die stellvertretende Bundesvorsitzende, Gertrud Schäffler-Kroner, hat als Mitglied 

der Behindertenkommission zur Verbesserung der Situation Behinderter eine 

Stellungnahme zum Aktionsplan der Bundesregierung verfasst. In ihrem Aktionsplan 

sieht die Bundesregierung viele Maßnahmen vor, die die Rechte Behinderter stärken 

sollen. Zur Ergänzung schrieb Frau Schäffler-Kroner als Mitglied der 

Behindertenkommission folgendes: „Sehr geehrte Damen und Herren, über den 

Aktionsplan der Bundesregierung freue ich mich sehr, denn hierdurch wird den 

Behinderten ein höherer Stellenwert eingeräumt. Damit werden die Rechte der 

Behinderten gestärkt. Dies erscheint mir dringend und zwingend notwendig, denn 

gerade im Alter nimmt die Zahl der Behinderungen zu. Nicht nur barrierefreies 

Fortbewegen in der eigenen Wohnung, sondern auch in den Städten zur Teilnahme 

an kulturellen Veranstaltungen muss möglich sein. Hier hat sich in den letzten Jahren 

einiges getan, wie es beispielsweise für die Stadt Mainz zutrifft. Eine finanzielle 

Entlastung bei den Radio- und Fernsehgebühren wurde bereits erreicht und ist eine 

große Hilfe für die Betroffenen. Dennoch ist die Situation verbesserungswürdig: 

-   Im Hinblick auf geistige und psychische Erkrankungen wie Demenz und 

Alzheimer, sollte eine Zwangseinweisung zukünftig stärkerer Kontrolle 

unterliegen. Nicht zuletzt sind es häufig die Angehörigen, die die Senioren 

„abschieben“ wollen. Dies wurde während einer Veranstaltung in einem 

Gespräch mit Vertretern der Grünen, an dem ich als Mitglied der 

Behindertenkommission teilgenommen habe, bestätigt und als Problem 

erkannt, für das staatliche Hilfe dringend erforderlich ist. 

-  Das barrierefreie Fortbewegen in der eigenen Wohnung könnte durch 

Steuerbefreiungen entscheidend vereinfacht und verbessert werden. Das 

ermöglicht mehr Menschen – gerade wegen der Problematik schlechter 

Versorgung in vielen Pflegeheimen – sich zuhause pflegen zu lassen und 

entlastet auch die Angehörigen bzw. die Pflegenden. 

-   Seitens unseres Verbandes wurde bereits ein Antrag auf die Erhöhung der 

Pauschbeträge bei Behinderten gestellt. Eine Unterstützung dieses Antrages 

Ihrerseits erzielt ebenfalls eine wesentliche Verbesserung der Stellung von 

Behinderten. 

-   Nicht zuletzt erachte ich es als Altersdiskriminierung, wenn Arbeitslose, Schüler 

und Studenten von Eintrittsermäßigungen profitieren, während Rentnern und 

Pensionären ebenso wenig wie Behinderten die Ermäßigungen gewährt 

werden. Auch hier könnte die Regierung Abhilfe schaffen und die 

Ermäßigungen auf diesen Personenkreis ausweiten. Eine kostenfreie 

Teilnahme an ausgesuchten Veranstaltungen wäre ebenfalls wünschenswert. 

-   Bezüglich der Mobilität Behinderter wünsche ich mir eine weitere Ausdehnung 

erfolgreicher Verbesserungen in den Städten und Kommunen, dies betrifft 

ebenso Verkehrsmittel wie Gebäudezugang. 

-  Zuletzt möchte ich besonders auf die Situation behinderter Frauen und 

Rentnerinnen hinweisen, deren Versorgung häufig schlechter ist, da gemäß den 

Ergebnissen von Studien nachgewiesen wurde, dass die Pflege dieser Gruppe 

seltener von Männern wahrgenommen wird. 
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Die oben aufgeführten Möglichkeiten zur Verbesserung der Lebensqualität von 

Behinderten sollten ergänzend in den Aktionsplan mit aufgenommen werden. Mit der 

Vervollständigung der Maßnahmen können Benachteiligungen ausgeräumt werden. 

Die Umsetzung der beabsichtigten Ziele ist geeignet, die Vision einer 

gleichberechtigten Zivilgesellschaft wahr werden zu lassen“. Mit freundlichen 

Grüßen, Gertrud Schäffler-Kroner. 

Seitenanfang 

 

03 BAGSO-Befragung 2011 „Altersfreundliche Stadt" 

Die BAGSO hat eine Befragung zum Thema „Altersfreundliche Stadt“ gestartet, mit 

der sie die Erfahrungen älterer Menschen in ihrer städtischen Umgebung erheben 

möchte. Diese wüssten selbst am besten, welche Veränderungen ihnen helfen 

würden. 

Wenn Sie sich bei der Befragung beteiligen wollen, füllen Sie den sechsseitigen 

Fragebogen aus. Eine weitere Hilfe wäre es, wenn sie diese Informationen innerhalb 

Ihrer Organisationen weiterleiten oder den Fragebogen direkt an interessierte 

Personen verteilen könnten. 

Sie können den gedruckten Fragebogen unter Angabe der Lieferadresse und der 

gewünschten Stückzahl ab sofort unter westermann@bagso.de oder Tel. 0228 24 99 

93 0 bei BAGSO anfordern. 

Seitenanfang 

 

04 Europäisches Jahr des Aktiven Alterns 2012 

Seit kurzem hat die Europäische Kommission ihre Website zum „Europäischen Jahr 

des Aktiven Alterns und der Solidarität zwischen den Generationen“ 2012 

freigeschaltet. Mit dem Beschluss will die Europäische Union den 

Herausforderungen des demografischen Wandels in Europa begegnen.  Die Website 

will Initiativen vorstellen, die zur Umsetzung der Ziele des Europäischen Jahres 2012 

in Bereichen wie Beschäftigung, Gesundheitsvorsorge, Sozialdienste, 

Erwachsenenbildung, Freiwilligentätigkeit, Wohnungswesen, IT-Dienstleistungen und 

Verkehr beitragen. (Quelle: BAGSO) 

Für alle Interessierten: http://ec.europa.eu/social/ey2012.jsp?langld=de 

Seitenanfang 

 

05 Dokumentation „Frauen – Lebensentwürfe im Alter, Schatzsuche statt 

Fehlerfahndung“ 

Die Göttinger Bildungseinrichtung „ImPuls – Forum für Gesundheit und Prävention“ 

hat vom 23. bis 29.10.2010 in Weimar diesen Grundtvig Workshop veranstaltet. Er 

fand mit einer Gruppe von Frauen aus sieben europäischen Ländern statt, die unter 

sehr unterschiedlichen ökonomischen und sozialen Bedingungen leben. Im Rahmen 

des Workshops ging es darum, sich Ressourcen, Kompetenzen und Potenziale, die 

bereits im eigenen Leben gesammelt wurden, bewusst zu machen und für 

Lebensentwürfe und Krisenzeiten im Alter zu nutzen. Die Dokumentation präsentiert 

das methodische Vorgehen und die Ergebnisse des Workshops unter www.na-

bibb.de (Quelle: BAGSO) 

Seitenanfang 
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06 Analyse über CDU-Wählerschwund bei Älteren gefordert 

Eine Pressemitteilung zitiert Professor Otto Wulff, der als Vorsitzender der 

Seniorenunion der CDU die Union auffordert, ihre Stammwähler nicht zu 

vernachlässigen. Er erhärtete seine Forderung mit Zahlen aus den jüngsten 

Landtagswahlen. Diese weisen aus, dass in Baden-Württemberg und Rheinland-

Pfalz sowie zuletzt in Bremen die höchste Zustimmung der CDU von den über 60-

jährigen erfolgte, in Bremen seien es jedoch lediglich noch 28 Prozent gewesen und 

bei der Zielgruppe damit einen Verlust von acht Prozentpunkten gemacht. 

Gleichzeitig, so Wulff, sei der Anteil der Nichtwähler in dieser Altersgruppe 

bemerkenswert gestiegen. Weil aber die Älteren in der Wahlbeteiligung immer den 

zahlenmäßig größten Anteil ausmachten und die demografische Entwicklung diese 

Wählergruppe in Zukunft beträchtlich erhöhen wird, sei es wichtig von der 

verantwortlichen Partei, eine Analyse zu veranlassen, damit die Gründe ersichtlich 

werden. Nur dann könne die praktische Politik die daraus gewonnenen Erkenntnisse 

insofern umsetzen, dass die Wahlenthaltung vermieden werden kann.  

Schon heute ist jeder dritte Wähler über 60 Jahre alt. Der Zustand ist demnach 

alarmierend und betrifft die Wählerschaft insgesamt. (Pressemitteilung der Senioren 

Union CDU vom 27.05.11) 

Seitenanfang 

 

07 Tipps zur Erbenermittlung 

Oftmals müssen so genannte „Erbenermittler“ weltweit nachforschen, wer 

erbberechtigt ist. Ein Anbieter für die professionelle Suche ist die „Gesellschaft für 

Erbenermittlung GEN“ mit Sitz in Berlin. Das Ermittlungsunternehmen darf von 25 bis 

33 Prozent des Vermögens als Honorar geltend machen. Da die Firma in Vorleistung 

gehen muss, ist dies oftmals nicht nur ein hohes Risiko, sondern es entstehen unter 

Umständen enorme Kosten bis zur Auffindung des Erben. Umstände wie zum 

Beispiel die damalige deutsche Teilung, vielfach aber auch die Auswanderung von 

Familienangehörigen sind die Fälle, in denen die Erbenermittler tätig werden 

müssen. Sie werden von Vermögensverwaltern und Notaren mit der Aufgabe 

betraut. Bei der Ermittlung treten nicht nur Schwierigkeiten auf, weil der mutmaßliche 

Erbe den Namen geändert hat, sondern ebenfalls, weil auch Erbenermittler aus dem 

Ausland gleichzeitig mit der Recherche beauftragt wurden. So können die 

Unternehmen trotz hoher Auslagen kein Honorar erhalten und daher ist die 

Honorargröße von deutschen Gerichten akzeptiert worden. 

Sollte man unverhofft erben, muss man auf verschiedene Punkte besonders achten: 

- Vor Vertragsschluss mit einem Erbvermittler das finanzielle Risiko besprechen 

- Auf den oben genannten Honorarrahmen achten, d.h. 25 bis 30 Prozent für 

Inlandsfälle und nicht mehr als 35 Prozent bei Auslandsfällen. 

- Die Vereinbarung zwischen den Parteien, dass ein Honorar nur bei Erfolg fällig 

wird. 

- Eine weitere Vereinbarung sollte hinsichtlich der Rückmeldungen des 

Ermittlungsverlaufs erfolgen. 

- Die Möglichkeit eines Widerrufrechts vereinbaren. 

(Quelle: FAZ vom 22. Mai 2011) 

Seitenanfang 
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08 Institut der deutschen Wirtschaft rechnet 2011 mit einem Wachstum von 

3,5 Prozent  

Von einem Wachstum von 3,5 Prozent geht das IW in seiner Frühjahrsprognose aus. 

Für das kommende Jahr wird mit einem Wachstum von 2,25 Prozent gerechnet. 

Diese Prognose beruft sich auf den Rekord des Exports, der noch in diesem Jahr um 

11 Prozent wachsen werde sowie die Erwartung, dass der Import sich um 10,5 

Prozent steigert. Die Inlandnachfrage sei im Aufschwung und die Unternehmen 

enorm “investitionsfreudig“. Die Kapazitätsauslastung läge nach Meinung der 

Ökonomen mit 86 Prozent zurzeit an ihren Grenzen, doch durch die 

Gewinnentwicklung sind die Finanzierungen erleichtert worden. Zusammen mit dem 

erhöhten Privatkonsum wurde die Entwicklung positiv beurteilt und die Auswirkungen 

einer Erhöhung der Energiepreise könnten vernachlässigt werden. (Quelle: FAZ vom 

24. Mai 2011) 

Seitenanfang 

 

09 Tipps für den Wechsel der Krankenkasse 

Die gesetzlichen Krankenkassen sind verpflichtet, jeden aufzunehmen. Wie aus der 

Presse der vergangenen Wochen im Zusammenhang mit der insolventen City-

Betriebskrankenkasse hervorgegangen ist, wurde seitens einiger gesetzlicher 

Krankenkassen Verstöße gegen diese gesetzliche Pflicht gemeldet.  

Die Regierung hat vorgesehen, dass zwischen den Krankenkassen ein Wettbewerb 

stattfinden soll. Zusatzbeiträge einzufordern, wenn den Krankenversicherungen das 

Geld nicht reicht, dieses Konzept sollte den Wettbewerb fördern, weil dann für die 

Versicherten offenbar wird, wenn die Kasse nicht gut wirtschaftet. Aber die Kassen 

wollen sich wie die privaten Krankenkassen nicht mit Alten und Kranken belasten, 

denn diese kosten mehr Geld. Rechtlich müssen sie jeden aufnehmen, denn sonst 

wäre eine gesetzliche Krankenkasse eine private Versicherung und könnte vom 

kranken Kunden mehr Beiträge verlangen. 

Wenn man die Kasse wechseln will, sind folgende Punkte zu beachten: 

-  Vor dem Wechsel einen Vergleich zwischen den Kassenbeiträgen vornehmen 

-  Bei Erhöhung der Beiträge Ihrer Kasse dürfen Sie in einer Frist von zwei 

Monaten kündigen (ansonsten müssen Sie bereits 18 Monate bei Ihrer 

Versicherung gewesen sein, um kündigen zu können; die Frist kann auch länger 

als 18 Monate sein, wenn Sie einen Sondertarif in Anspruch genommen haben) 

-  Sie kündigen bei der Kasse und melden sich neu an, Sie sind dann auch in einer 

Übergangszeit – beispielsweise durch einen Konkurs Ihrer Versicherung – 

versichert. Diese Zeit beträgt drei Monate, wenn man sich selber um den 

Wechsel kümmern muss, wie es für alle freiwillig Versicherten zutrifft. Wenn Sie 

selbst den Wechsel nicht veranlassen müssen, also pflichtversichert sind, muss 

der Arbeitgeber Sie anmelden. 

-  Sollte eine gesetzliche Krankenkasse Sie nicht aufnehmen, richten Sie Ihre 

Beschwerde an das Bundesversicherungsamt unter Telefon 0228 619 0 oder 

per E-Mail an poststelle@bva.de  

(Quelle: FAZ vom 22. Mai 2011) 

Seitenanfang 
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10 Versicherungsschutz bei Überschwemmungen 

Der Gesamtverband der deutschen Versicherungswirtschaft (GDV) hat innerhalb 

seiner Planung zur Zonierung von Hochwassergebieten, die online für die 

Versicherungen zur Verfügung gestellt werden soll, ein Pilotprojekt  mit Daten aus 

Sachsen gestartet. Das System „Zürs“ sammelt Daten für Überschwemmungen, 

Rückstau und Starkregen, damit die Versicherer bestimmen können, ob sie 

jemanden gegen Hochwasser versichern und zu welchem Preis. Somit können sich 

Hausbesitzer in Zukunft – Zürs soll Ende 2012, Anfang 2013 an den Start gehen – 

informieren, ob sie eine Hochwasserversicherung abschließen können. Das System 

kann online von jedem angesehen werden. In einer zugrunde liegenden Studie 

wurde errechnet, dass jährlich etwa 500 Millionen Euro teure Hochwasserschäden 

entstehen. Diese Zahl soll sich bis 2100 verdoppeln. (Quelle: Financial Times 

Deutschland vom 26.05.11) 

Seitenanfang 

 

11 Einigkeit beim Ärztegesetz 

Bund und Länder haben sich nach langen Debatten auf das Gesetz „für bessere 

medizinische Versorgung“ verständigt. Mit dem Gesetz soll die Verbesserung der 

Versorgung auf dem Land mit Ärzten ermöglicht werden. Sie erhalten Zuschläge, 

wenn sie dazu bereit sind, sich in ländlichen Gegenden niederzulassen. Insgesamt, 

so der Vorsitzende der Gesundheitsministerkonferenz, Stefan Grüttner, „haben die 

Länder wesentliche Forderungen nach mehr Einfluss auf die Bedarfsplanung“ 

durchgesetzt. (Quelle: Financial Times Deutschland vom 26. Mai 2011) 

Seitenanfang 

 

12 Immer mehr Frauen gehen arbeiten 

Zunehmend müssen immer mehr Mütter die Familie miternähren und arbeiten. Dies 

geht aus einer Umfrage von TNS Emnid hervor und wurde von der 

Expertenkommission „Familie“ der Bertelsmannstiftung bekannt gegeben. Beim 

Ergebnis sticht hervor, dass nur 13 Prozent der Befragten als Grund die 

Emanzipation bzw. „Gleichstellung der Frau“ angaben, sondern mit 40 Prozent 

„wirtschaftliche Zwänge“ als Ursache für die Berufstätigkeit der Frauen benannt 

wurden. 

Dies ist für die laufenden Auseinandersetzungen der Familienpolitik des Bundes 

relevant. Seit Jahren wird beispielsweise das Ehegattensplitting kritisiert, denn es 

besteuert das Gehalt der Frau höher und als Konsequenz gehen ihr dadurch 

Rentenansprüche verloren. Als weiterer Kritikpunkt werde auch an kinderlose 

Eheleute gezahlt, die hierdurch profitierten. Aus liberalen Kreisen wurde auch die 

Abschaffung des Elterngeldes gefordert (Christian Lindner, FDP-Generalsekretär). 

Die Kommission „Familie“ führte dazu aus, dass „der Wunsch, Kinder haben zu 

wollen, nicht zur Armut in den Familien und zu fehlender Alterssicherung führen 

darf“. Daher solle man von „jeder Ideologie“ in der Familienpolitik abkehren. Man 

solle vielmehr die Voraussetzungen für die Kinderversorgung und bessere finanzielle 

Leistungen schaffen. Für die Betroffenen bleibt es schwierig, denn trotz bestehender 

Regelungen wie Elterngeld ist es oft nicht möglich, den alten Arbeitsplatz wieder 

einzunehmen. (Quelle: Financial Times Deutschland vom 23.05.11) 

Seitenanfang 
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13 Rentenvereinheitlichung 

Der Vorsitzende der Kommission Rente und Versorgung, Dr. Klotzsche, hat uns den 

folgenden Artikel zum Thema Rentenvereinheitlichung weitergeleitet: 

 

Perspektiven für einheitliches Rentenrecht? 

Die Ausgangslage ist uns allen in Ost und West, Nord und Süd bekannt. Wenn zum 

1. Juli 2011 die Renten um 1 Prozent steigen, bleibt der aktuelle Rentenwert für 

Ostdeutsche mit 24,37 Euro weiterhin um 11 Prozent hinter dem Rentenwert für 

Westdeutsche mit 27,47 Euro zurück. Die Schere zwischen dem Rentenwert (Ost) 

und dem aktuellen Rentenwert geht damit weiter auseinander.  

Und was hatte die christlich-liberale Koalition in ihrem Vertrag vereinbart: „In der 

Mitte der Legislaturperiode – also bis September 2011 - ein einheitliches 

Rentenrecht einzuführen.“ Jetzt sind aber auch andere Töne aus der CDU/CSU 

Fraktion von Heike Bremer zu hören: „Die christlich-liberale Koalition wird den 

Demografiebericht der Bundesregierung abwarten, der Ende des Jahres vorliegen 

und uns die entscheidenden Zahlen zum Sozial- und Rentensystem liefern wird. Wir 

rechnen damit, dass wir gegen Ende des Jahres zu einer Entscheidung kommen 

werden.“  

Hier stellt sich zwangsläufig die Frage, ist die Regierung und hier insbesondere die 

Sozialministerin gewillt, sich auf das „Minenfeld“ des einheitlichen Rentenrechts in 

Ost und West zuwagen, oder will man dieses Thema etwa auf die lange Bank 

schieben?  

Und genau darüber haben die Abgeordneten im Bundestag zum wiederholten Mal 

zuletzt am 26. Mai 2011 lange, sehr lange geredet.  

Die Grünen hatten einen entsprechenden Antrag - Gleiches Rentenrecht in Ost und 

West - eingebracht. Denn so richtig ist bisher nichts geschehen und bewegen wird 

sich auch wieder nichts. Die Grünen sind nicht die Ersten, die die Rentenfrage 

endlich abschließend lösen wollen. Die FDP hatte auch schon einen sehr 

unverständlichen Entwurf – hier ging es um ein Nachversicherungsangebot - zur 

Angleichung der Rentensysteme in Ost und West, vorgelegt. Die Linke steht 

weiterhin für eine teure Angleichung und brachte ebenfalls – einen eigenen Antrag 

ein.  

 

Weitere zehn Jahre warten – oder was? 

In der eingangs erwähnten Bundestagsdebatte war zu hören: 

„Die Unionsfraktion bekenne sich klar zu dem Ziel einheitlicher Renten. Es handele 

sich dabei aber um eine "komplexe, äußerst sensible Materie“, bei deren 

Behandlung man konsensorientiert vorgehen müsse. Während sich der 

Durchschnittslohn Ost in den vergangenen Jahren auf 85 Prozent des 

Durchschnittslohns West erhöht habe, betrage der Rentenwert Ost schon 89 Prozent 

des Rentenwerts West. Frank Heinrich, Berichterstatter der Fraktion für die 

Rentenversicherung, kündigte an, die Koalition werde bis Mitte der Legislatur, ein 

eigenes Konzept vorlegen, das ausgewogen und "finanziell durchdacht“ sein werde,“ 

das heißt, dann werden Sie von uns hören. 

Die SPD-Fraktion betonte, es gehe bei der Angleichung der Rentenwerte um die 

"Herstellung einheitlicher Lebensverhältnisse“: Unterschiedliche Rentenwerte seien 

heute "nicht mehr vermittelbar". Unsere Ideen sind, Silvia Schmidt folgend: „Wir sind 
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der Meinung, dass die Rentenangleichung bis zum Auslaufen des Solidarpakts im 

Jahre 2019 abgeschlossen sein muss. Das ist eine lange Zeit. (…) Wir müssen die 

Lebensarbeitsleistung der Menschen in den neuen Bundesländern anerkennen, und 

wir wollen auch die zukünftigen Rentner und Rentnerinnen nicht belasten. Wir 

werden auf alle Fälle (…) den Vorschlag eines Härtefallfonds einbringen, und zwar 

bis zur Sommerpause. Gleichzeitig wollen wir die Zeiten der Kindererziehung, der 

Pflege, des Wehr- und Zivildienstes schnellstmöglich anpassen. Auch hierzu werden 

wir Anträge vorlegen.“ 

Der Obmann der FDP-Fraktion sagte, er sei froh, dass das Ziel eines einheitlichen 

Rentenrechts Eingang in den Koalitionsvertrag gefunden habe. Es bestehe 

"Handlungsbedarf“ und es sei an der Zeit, die "deutsche Einheit auch im 

Rentenrecht“ zu vollenden. Der Vorschlag der Grünen liege zwar "sehr nah“ an dem, 

was auch die Koalition wolle, mit der FDP sei aber etwa die geforderte Garantierente 

nicht zu machen, denn diese würde das geltende Äquivalenzprinzip verletzen. Er, 

Pascal Kober, verstehe, dass sich in der derzeitigen Situation sowohl Rentner in Ost- 

als auch Rentner Westdeutschlands ungerecht behandelt fühlten. 

Die Fraktion Die Linke warf den Grünen vor: „ Sie wollen ein gleiches Rentenrecht für 

Ost und West einführen und möchten damit Gerechtigkeit schaffen. Gut gemeint ist 

aber noch längst nicht gut gemacht; denn Ihr Vorschlag zur Umsetzung, so Matthias 

Birkwald, ist leider schlecht. In Wahrheit festigt Ihr Vorschlag das bestehende 

Zweiklassensystem des Rentenrechts, und das ist ungerecht.“ Gleiche Renten in Ost 

und West seien ein "zentrales einheitspolitisches Versprechen“ gewesen, dass "jetzt 

endlich eingelöst" werden müsse. 

Die Grünen hielten den anderen Fraktionen Untätigkeit vor: Während Die Linke, mit 

Verweis auf das Modell der Gewerkschaften, sich Zeit nehmen wolle, um ihre 

Forderungen umzusetzen, wolle die SPD noch „schwammiger“ auf eine Angleichung 

der Löhne in Ost und West warten, während er bei der Koalition gar nicht erkennen 

könne, auf welchen Weg sie sich gemacht habe. Der Antrag der Grünen sei schon 

erfolgreich, wenn er diese Prozesse beschleunigen könne. Man setze sich für eine 

Garantierente ein, um der "Altersarmutswelle“, die sich bereits in Bewegung gesetzt 

habe, Einhalt zu gebieten. Man könne anders als von der Linken gefordert auf eine 

Höherbewertung der Ostlöhne bei der Rentenberechnung verzichten, wenn die 

Rentenwerte angeglichen werden. Der Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 

mit dem Titel „Gleiches Rentenrecht in Ost und West“ wurde abschließend 

mehrheitlich vom Bundestag abgelehnt. (SZ) Beobachter kommen zu der 

Vermutung: Eine Angleichung macht niemanden – weder Ost- noch Westrentner – 

froh, bringt aber viel Ärger und Enttäuschung oder ist unbezahlbar teuer. Ein 

Sprecher des v. d. Leyen-Ministeriums sagt zwar, man mache sich „fortlaufend“ 

Gedanken, wie man dieses System angleicht. „Allerdings ist das eine sehr komplexe 

und äußerst sensible Materie, denn man hat hier die Interessen zwischen Alt und 

Jung, Ost und West, Stadt und Land und dergleichen mehr abzuwägen“. Außerdem 

„haben wir ein fein austariertes System“. Es sorge am Ende dafür, dass die 

unterschiedlichen Löhne in Ost und West – im Durchschnitt – „zu gleich hohen 

Rentenansprüchen führen“. Eine Angleichung der Systeme sei nur „mittelfristig“ 

möglich. Der Gesamtprozess, an dessen Ende „wirklich eine komplett einheitliche 

Rentenberechnung und Verdienstbewertung“ stehe, werde „sicherlich deutlich über 

zehn Jahre“ dauern. 
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Und wie stehen wir als BRH dazu? 

Haben wir als BRH Seniorenverband im Interesse unsere Mitglieder bisher 

nachdrücklich angemahnt, die Angleichung des Rentenwertes (Ost) an den aktuellen 

Rentenwert in einem Rentenüberleitungsabschlussgesetz zeitnah vorzunehmen, so 

hat sich vor wenigen Tagen der Bundesvorsitzende Dieter Berberich mit einem Brief 

und den darin enthaltenen möglichen Lösungsansätzen zur schrittweisen 

Angleichung der Rentenwerte an die Bundesministerin Ursula von der Leyen 

gewandt. Darüber hinaus haben wir dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales 

ein Fachgespräch zu diesem Thema angeboten. Über das Ergebnis wird in der Folge 

noch zu berichten sein. Dresden, 29. Mai 2011 

Seitenanfang 

 


